
PHARMA
BRIEF
Nummer

Rundbrief i. der BUKO Pharma-J(ampagne
3 HealthAction International (0) März 1990

Exportkontrollgesetz verabschiedet
Ein wichtiger Schritt vorwärts

. Am 7 März 1990 beschloß der Deutsche Bundestag die Einführung einer Ex­
portkontroUe für Arzneimittel. Damit wurde eine langjährige Forderung der
Pharma-Kampagne endlich umgesetzt. Der Ausfuhr gefährlicher und bei uns
verbotener Arzneimittel wird ein Riegel vorgeschoben,.
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phen. Damit war die Pharmaindu­
strie nicht erfolgreich.

1

Eser vertrat in seinem Gutachten
die Auffassung, daß die Verhält­
nisse im Importland zum Maßstab
für die Unbedenklichkeit eines
Arzneimittels gemacht werden müß­
ten. Er dachte dabei wohl an die
immer wieder behauptete aber nie
bewiesene höhere Widerstandsfä~

higkeit von Menschen in der Drit­
ten Welt gegen Arzneimitte:I.neben­
wirkungen. Oder daß die. "Unter­
schiede in den kulturellen und
sozio-ökonomischen Rahmenbedin­
gungen" berücksichtigt werden
sollten, wie Rechtsanwältin Opper­
mann vom Bundesverband der Phar­
mazeutischen Industrie meinte.l Mit
diesem Gutachten unterstützt die
Industrie unfreiwillig die Diskus­
sion, unter welchen Bedingungen
Arzneimittel in der Dritten Welt
vermarktet werden dürfen. Jeder
Kenner der Verhältnisse wird ange:­
sichts nicht funktionierender Re-
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Firmen auf dem Weg
in die Illegalität?

lose Bestimmungen verhindert wur­
den. Exporte bedenklicher Arznei­
mittel sind in Zukunft nur zulässig,
wenn der Behörde des importieren­
den Dritte Welt Landes Informatio­
nen über die Verbotsgründe in der
BRD vorliegen.

Für eine ganze Reihe von Präpara­
ten wird der Export jetzt illegal.
Dabei gibt es so eindeutig gela­
gerte Fälle wie das metamizolhal­
tige Schmerzmittel BARALGAN, das
bei uns verboten, in vielen Ländern
der Dritten Welt aber ein Ver­
kaufsrenner ist, den es an jeder
Straßenecke zu kaufen gibt. (Wir
berichteten wiederholt darüber)

Interessant wird auch, ob ein im
Auftrag der Pharmaindustrie gefer­
tigtes Rechtsgutachten zur Export­
kontrolle von Prof. Eser nicht zum
Schuß nach hinten wird. Beabsich­
tigt war natürlich eine Verwässe­
rl:lng des Exportkontrollparagra-
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Durch die Unterstützung Vieler
konnte dieser Entwurf noch ver­
schärft werden, so daß wirkungs-

Der Einsatz hat gelohnt

Eine Aktionswoche der Pharma­
Kampagne "Kein Pharmamüll für
niemand" im Mai 1988 gab den An­
stoß für das Exportkontrollgesetz.
Über 20.000 Bürgerinnen und Bürger
hatten unsere Forderungen unter­
stützt. Auch wenn damals Staatsse-.
kretär Steinbach im Gesundheitsmi­
nisterium bei der Überreichung der
Unterschriften zunächst abblockte,
legte die Bundesregierung im
Januar 1989 einen Gesetzentwurf
zur Exportkontrolle für Arzneimit­
tel vor.

r .Die konservativ geführte Regierung
_/konnte sich den Forderungen nicht

entziehen, nahm aber erhebliche
Rücksichten auf die Industrie. So
wurde ein Schlupfloch gelassen,
daß v,arbotene Medikamente _ bei
Anforderung durch das Importland
trotzdem hätten exportiert werden
dürfen.



Philippinen
Menschenrechtsverletzungen im Gesundheitsbereich

Wie widersprüchlich die gesundheitspolit,ische Realität in Entwicklungs­
ländern manchmal ist, kann man am Beispiel der Philippinen sehen. Mit
ihrer Arzneimittelpolitik gibt die Aquino-Regierung inder Dritten Welt ein
gutes Beispiel, wie man dem Produkte-Chaos auf dem Arzneimittelmarkt und
der willkürlichen Preispolitik der· Arzneimittelhersteller entgegentreten
kann. Wir haben darüber früher bereits bericlJ,tet. Andererseits zeigen
gerade die J;>hilippinen, wie das Gesundheitswesen für eine rücksichtslose
Machtpolitik von Regierung und Militär mißbraucht werden kann und neben
den Bewohnern von Dörfern und ganzen Regionen auch medizinisches Perso­
nal zu Opfern dieser Politik wird.'

ist. Das Dekret ist zudem ein
eklatanter Verstoß gegen die Gen­
fer Konvention über medizinische
Neutralität, die auch von der
philippinischen Regierung unter­
zeichnet wurde. Deshalb hat auch
der philippinische Ärzteverband ge­
genüber der Regierung unmißver­
ständlich gegen dieses Dekret pro­
testiert, bisher allerdings ohne je­
den Erfolg.

Elend in den philippinischen Evakuierungslagern: Über eine, Million
Flüchtlinge im eigenen Land Fotos: m15dico international

An den unzähligen, oft wechselnden Militärposten finden regelmäßig
Nahrungsmittelkontrollen statt: Was mitgeführt werden darf, ist zu
wenig, eine Familie zu ernähren. Medikamente werden oft beschlagnahmt

Medizinisches Personal privater'
Selbsthilfe-Organisationen wird da­
rüberhinaus von den Militärs und
militarisierten Polizeikräften immer
wieder daran gehindert, den Men­
schen, die vor allem auf dem Lande
meistens ohne jede staatliche me-
dizinische Versorgung sind, ihre .
Hilfe zukommen zu lassen. Zahlrei- .-.....,
che Fälle von Verhaftungen und '
massiven Bedrohungen der Mit­
arbeiter dieser Organisationen sind
den Mitgliedern der internationalen
Kommission in den verschiedenen
Regionen der Philippinen berichtet
worden.

Häufig bedienen sich die Militärs
zur Einschüchterung und Terrori­
sierung der Bevölkerung und ,. der
nicht-staatlichen Organisationen
der staatlich ausgerüsteten und
bewaffneten paramilitärischen
CAFGU (Civilian Armed Force Geo­
graphical Unit), auf deren Konto
zahlreiche Morde unter der Zivilbe­
völkerung' gehen. Da die CAFGU­
Mitglieder sich des Schutzes des
Militärs sicher sein können,
schrecken einzelne von ihnen of­
fenbar auch vor Raubmorden nicht
zurück, denen sie zur Legitimation
nachträglich den Anstrich einer
politischen Abwehraktion geben.

Ganz besonders bedrückend ist das
Ausmaß, in dem die Zivilbevölke­
rung unter dieser Militarisierung
zu leiden hat. Mehrere Hunderttau­
send Filipinos mußten vor Bomben­
angriffen des Militärs aus ihren

Dieses Dekret untergräbt das Recht
jedes Menschen, medizinische· Hilfe
zu suchen und in Anspruch nehmen
zu können, wann immer er sie
braucht. Der Patient muß be­
fürchten, daß der Helfer die Ge­
sundheit wenn nicht das Leben des
Patienten durch Denunziation ge­
fährdet; bei Unterlassen einer
Denunziation aber selbst bedroht

Im Februar dieses Jahres bereiste
eine internationale Kommission aus
Gesundheits arbeiterInnen und
RechtsanwältInnen auf Einladung
der nicht-staatlichen Medical Ac­
tion Group 6 philippinische Provin­
zen. Der Autor ist bei der BUKO~

Pharmakampagne aktiv und gehörte
als Repräsentant des Vereins demo­
kratischer Ärztinnen und Ärzte zu
den bundesdeutschen Vertretern. Er
konnte sich so persönlich von den
brutalen Menschenrechtsverletzun-:
gen überzeugen, denen zunehmend
auch das Gesundheitspersonal gera.­
de in entlegenen Regionen ausge­
setzt ist. Am 8. Februar stellte die
Kommission auf einer Konferenz
über medizinische Neutralität und
Menschenrechte in Manila' die Er­
gebnisse der Rundreise vor.

Einen Hinweis zum Ausmaß der Mili­
tarisierung des Gesundheitswesens
gibt bereits ein Erlaß (Nr. 212) der
Präsidentin vom 10.7.1987. Dieses
Dekret, das auf einem Erlaß des
Diktators Marcos beruht, verpflich­
tet das medizinische Personal des
Landes unter Strafandrohung, jeden
Patienten namentlich an die Behör­
den zu melden, dessen Verwundung
auf Gewalteinwirkung schließen
lasse. Dazu muß man wissen, daß in
zahlreichen Regionen bewaffnete
revolutionäre Gruppen der
Regierung und dem Militär die Kon­
trolle des Landes streitig machen.
Mit dem Dekret hofft die Aquino­
Regierung offenbar, weiterer
Aufständiger habhaft zu werden.
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Ist Natur immer gut?
Es ist eInIgen Arzneimittelherstellern in. den vergangenen Jahren gelungen,
mit der zunehmenden Einsicht in die Gefahren der (chemischen) Umweltbe­
lastung und dem wachsenden ökologischen Bewußtsein ihr Geschäft zu ma­
chen; Ihr Erfolgsrezept ist einfach: sie erklären ihr Präparat zu einem

'''natürlichen'' Medikament frei nach dem zeitgemäßen Motto "Natur ist gut".
,.... Dabei sind auch "natürliche" Stoffe Chemie, und sie sind nicht von vorn­

herein weniger giftig oder gar medizinisch wirksamer als Stoffe der syn- .
thetischen Chemie. Auf den Legitimationszwang für Arzneimittel, nämlich
den Nachweis ihrer klinischen Wirksamkeit und ihrer Unbedenklichkeit,
sollte man grundsätzlich nicht verzichten, weder bei "natürlicheq" noch bei
synthetischen Medikamenten, will man nicht die Interessen der Kranken
dem Gewinnstreben der Industrie freiwillig opfern.

Dörfern fliehen oder wurden
zwangsevakuiert. und leben 'heute
mit einer völlig unzureichenden
materiellen Versorgung in Lagern.
Die Lage der Menschen in diesen
Lagern ist so katastrophal, daß die
Kinder reihenweise an den Folgen
von Unterernährung sterben. Doch
auch für die übrige Bevölkerung
hat sich seit den Tagen von Marcos
wenig geändert: allein für 1989 hat
die kirchliche Menschenrechtsorga­
nisation Task Force Detainees be­
richtet, daß 1800 Menschen ohne
rechtliche Grundlage verhaftet
wurden, 60 Menschen "verschwan­
den" ohne Gewißheit ihres Schick­
sals, 288 Menschen wurden ermordet
- 156 von ihnen unter grausamen
Umständen - und 312 Menschen er':"

In der Bundesrepublik Deutschland
hat das Arzneimittelgesetz die In­
teressen der Industrie so weitge­
hend berücksichtigt, daß dabei die
Interessen der Kranken oft zu kurz
kommen. Das Ergebnis sind
Zulassungen und Nachzulassungen
von Arzneimitteln, die in Ländern
mit einem rationaleren Arzneimit­
telgesetz .keine Chance hätten.

Unter den durchblutungsfördernden
Mitteln profitieren von dieser Si­
tuation besonders die Produkte, die
Extrakte aus den Blättern des
Ginkgo biloba-Baumes enthalten.
TEBONIN und RÖKAN, die erfolg~
reichsten Präparate dieser Gruppe,

.
",.....,..'. erzielten 198.8 in der BRD zusammen
( .' einen Umsatz von 385.8 Mio.DM(nur
'- j gesetzliche Krankenversicherungen).

Gegenüber dem Vorjahr gelang
ihnen eine Umsatzsteigerung von
12.5 bzw. 13.8%. Kein anderes
Präparat der durchblutungs­
fördernden Mittel war geschäftlich
so erfolgreich wie TEBONIN. Das
synthetische DUSODRIL, das Platz 2
der Umsatzliste einnahm, erreichte
nur wenig mehr als die Hälfte des
Umsatzes von TEBONIN.

Die~er geschäftlichen Erfolgsstory
des Pharmaunternehmens Schwabe
stehen aber keine entsprechenden
klinischen Er.folge_ gegenüber. Zu­
mindest fehlen bis heute klinische
Untersuchungen, die den Indikati­
onsanspruch der Hersteller von
Ginkgo biloba-Extrakten mit den
heutigen Ansprüchen genügenden
Methoden untermauern würden. Da
hilft auch nicht, daß der Indika.:..
tionsanspruch dieser Präparate das
Bundesgesundheitsamt passiert hat.

Schon seit Jahren exportiert
Schwabe TEBONIN in die Dritte
Welt, um sich auch dort noch auf
Kosten gutgläubiger Menschen zu
bereichern. Nun hat auch die Firma
Knoll, das Pharma-Unterne~men der
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litten schwere Folterungen. Offen­
bar wurde zu Marcos Zeiten häufi­
ger gefoltert, heute werden die
Menschen stattdessen eher gleich
umgebracht.

Wer an mehr Information in­
teressiert ist und vielleicht gegen
die Menschenrechtsverletzungen der
Aquino-Regierung und der Militärs
aktiv werden will, sollte sich an
medico international wenden, die
seit Jahren engen Kontakt mit der
Medical Action Group in Manila
pflegen und auch die bundesdeut­
sche Delegation organisiert ha­
'ben.(medico international, Ober­
mainanlage 7, 6000 Frankfurt 1)

Hermann Schulte-Sasse

BASF, damit angefangen, Menschen
in der Dritten Welt mit Ginkgo
biloba Geld aus der Tasche zu lok­
ken. In Brasilien bietet Knoll nun
ein Präparat mit dem Warennamen
TANAKAN an, das pro Tablette 40mg
des Extraktes enthält. Glaubt man
der Werbung des Unternehmens,
dann "stellt TANAKAN das Gleichge­
wicht des Lebens wieder her, indem
es Schwindel, Übelkeit und Ohren­
sausen beseitigt, das ,. Gedächtnis
und die Konzentration verbessert
und die Arbeitslust sowie -fähig­
keit steigert".

RES'tAt? EL [CE () EOUH.JBHlO PA VIOA

, Ellmlhfl vertigens, tonturas e nauseas
" Elimina zumbldos
, Melhora amem6riae concentra9iO
: Melhora 0 humore a caoacidade

Bei uns bietet Knoll kein ver­
gleichbares Präparat an. Man
möchte doch zu gern wissen, mit
welchen medizinischen Argumenten
dies in Braslhen geschieht. Ganz
besonders auch deshalb, weil Knoll
in Brasilien noch weit über die bei
uns vom BGA gestatteten, aber
mehr als. fragwürdigen Indikations­
ansprüche hinausgeht. In Brasilien
zählen dazu auch noch Geschwüre

Die indische Zeitschrift "Jeeva-:­
niya" beschäftigt sich mit tradi­
tiorieller Heilkunde in Indien.
Schwerpunkt sind dabei die. Be­
de\ltung von Heilpflanzen. Die
Zeitschrift will vorhandenes Wis­
sen über Ayureda, Siddhaund
Unani sammeln und eine wissen­
schafliche Auseinandersetzung
mit traditionellen Heilsystemen

.fördern. Der Herausgeber bat
uns, die LeserInnen des Pharma­
Briefs auf diese neue Zeitschrift
aufmerksam zu machen. "Jeeva­
niya" erscheint zweimonatlich in
Englisch und Hindi und kostet
10 US$ pro Jahr. Ein Probeheft
schicken wir gerne zu.

an den Beinen, die Raynaud'sche
Erkrankung, eine Brüchigkeit der
Kapillargefäße sowie gefäßbedingte
neurologische Störungen im Hals­
jNasen-jOhrenbereich und an den
Augen.

Dieses aktuelle Beispiel zeigt zwei­
erlei:
1. Es ist auch im Interesse der
Entwicklungsländer dringend not-

. wendig, daß das hiesige Arzrieimit­
telgesetz die Zulassungsbedingun­
gen verschärft. Denn die (aus der
Sicht der Krankenversorgung)
schlechte Zulassungspraxis des BGA
führt dazu, daß pharmazeutische
Unternehmen aus der BRD zweifel­
hafte Arzneimittel in Entwick­
lungsländer u~gehindert exportie­
ren können, die in anderen Ländern
mit gutem' Zulassungssystem keine
Zulassungschance,haben.
2. Pharmazeutische Unternehmen
sind nicht fähig, ihre Geschäftspo­
litik gesellschaftlich akzeptierten
ethischen Normen anzupassen. Denn
pharmazeutische Unternehmen haben
auch in einer Zeit, in der Länder
wie Brasilien ihre Ausgaben für
den Gesundheitssektor reduzieren

müssen um ihren internationalen
Schuldendienst zu leisten, offenbar
keine Skrupel, dort auch noch völ­
lig überflüssige Medikamente auf
den Markt zu bringen und mit
abenteuerlichen Versprechungen zu
bewerben, obwohl sie damit die
knappen Devisen für den Ankauf
dringend benötigter, sinnvoller Me­
dikamente noch weiter verknappen.

Hermann Schulte-Sasse
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zeptpflicht und zu wenig aU$gebil­
detem Gesundheitspersonal für
strengere Regeln im Medikamenten-
handel plädieren. .

FCKW Wie lange noch?
Phar~aboykottaktion von Greenpeace

Das können Sie tun:

Hoechst AG
Postfach 800 320
6239 Frankfurt/M. 80
- SoHten FCKW-verarbeitende Firmen ihre

Verantwortung zurückweisen, dltnn kaufen
Sie keine Artikel dieser Firma, soweit dies
möglich ist. Teilen Sie dies der Firma bi!te
unbedingt in einem kurzen Schr(:i~1) Il}it.

• Fordern Sie ein gesetzliches Verbot und
schreiben Sie an:

- Bundeskanzler
Herrn Or. Helmut Kohl
Adenauer Allee 139-141
5300 Bonn I

- Bundesminister für
Umwelt, Naturschutz und R.eaktorsicher­
heit
Herrn Prof. Or. Töpfer
Kennedyallee 5
5300 Bonn I

und Ihren zuständigen Abgeordneten.
- Schreiben Sie die beiden bundesdeutschen

Herstellerfirmen von FCKW bzw. FCKW­
verarbeitende Firmen an und weisen Sie sie
auf ihre Verantwortung hin.

Kali-Chemie
Hans-Böckler-Allee 20
3000 Hannover I

Fü r die
Ersatz.
Vorset-

öko-Test April 1990, S.104
Greenpeace - Hintergründe:
Ozonschi cht 9 i bt es kei nen
Hrsg.: Greenpeace e.V.,
zen 53, 2000 Hamburg 11

3 SCRIP No.1468, 1989,5.13

'Alternativen Medikamentenliste'
werden identische Präparate ande­
rer Firmen genannt, die die ca.. 290
verschreibungspflichtigen Arznei­
mittel der beiden FCKW-Produzen­
ten ersetzen können. Diese Liste
soll Mitte April an alle niederge­
lassenen Ärzte, die Apotheker und
verantwortlichen Ärzte in Kranken­
häusern versandt werden, um zum
Boykott der Pharmaprodukte von
Hoechst und Kali-Chemie aufzuru­
fen.

Nur wirtschaftlicher Druck kann
die Chemiegiganten dazu bringen
'freiwillig' auf die Produktion von
FCKW zu verzichten. Und die Phar­
mqsparte machte bei Hoechst 1989
immerhin 17,4 % des Gesamtumsatzes
aus.3 Auch Patienten können sich
an diesem Pharma-Boykott beteili­
gen, indem sie sich keine Präparate
dieser Hersteller mehr verschreiben
lassen. GH

In unserem kürzlich versand­
ten Rundschreiben wurde ver­
sehentlich ein falscher Termin
für die Bustheatergruppe ge­
nannt!

Betrifft: Gruppenrundschreiben

Die Theatergruppekann in der
Zeit vom 11.-23. Juni einge-
laden werden. ~

Theaterbus:
falscher Termin

Sie als Verbraucher beeinflussen durch Ihre
Kaufentscheidung massiv die Produktion und
Verarbeitung FCKW-haltiger Artikel. Schon
ein verändertes Kaufverhalten genügt, um den
sensiblen Mechanismus unserer Marktwirt­
schaft nachhaltig zu beeinflussen.
Werden Sie sich dieser Macht bewUßt und nut­
zen Sie sie verantwortungsvoll:
• Reden Sie mit Bekannten. über das Ozon­

problem und informieren Sie sich selbst wei­
ter, am besten bei den Verbraucher-Zentra­
len und -Initiativen.

• Kaufen Sie keine FCKW-haltigen Artikel.
Wenn Sie unbedingt ein Spray brauchen,
verlangen Sie eine Flasche mit Pumpzer­
stäuber.

• Wenn Sie unsicher sind, ob ein Produkt
FCKW enthält,fragell Sie den Verkäufer.
Wird Ihre Frage nicht ganz eindeutig ver­
neint, dann kaufen Sie das Produkt besser
nicht. .

• Enthält ein Produkt FCKW, dann scheuen
Sie sich nicht, lautstark zu protestieren und
evtJ. den Geschäftsführer auf seine Verant­
wortung (aktiver Vertrieb ozonschädigen­
der Artikel) hinzuw~en.

• Schreiben Sie an Jhre kommunale Verwal­
tung und fordern Sie eine kostenlose, sach­
gemäße Entsorgun$ von Kühlgeräten.

Klimakatastrophe und Ozonloch
sind seit längerem allgemeines Ge­
sprächsthema. Pharma-Brief Le­
serInnen benutzen sicher schon seit
längerem keine Haarsprays oder
Deodorants, die FCKW-haltige
Treibmittel enthalten. Diese werden
allerdings in der Bundesrepublik
auch kaum noch verkauft. 1 Im Be­
reich der Lösungsmittel, Schaum­
stoffe, Kühlmittel und der Feuerlö­
scher ist der Verbrauch der Ozon­
killer noch weit verbreitet, obwohl
es längst unschädliche Alternativen
gibt. 2

In der BRD produzieren nur zwei
Firmen Fluorchlorkohlenwasserstof­
fe: die Hoechst AG in Frankfurt
und Kali-Chemie in Hannover. Beide
Konzerne schweigen sich über die
Produktionsmenge aus; angeblich
aus Wettbewerbsgründen. Green­
peace schätzt, daß in der BRD jähr­
lich etwa 112.000 Tonnen produ­
ziert werden.

Um die beiden Firmen unter Druck
zusetzen, hat Greenpeace sämtliche
Medikamente der beiden Chemie~

konzerne aufgelistet. In einer

1 Oppermann, Chri sti na, Ausfuhr von
Arzneimitteln. aus der EG. Neue Be­
stimmungen, In: Pharma-Recht 1990,
Heft 1, 5.2

2 WHO, The World Drug Situation, Genf
1988, S.26

3 Schwabe, Paffrath, Arzneiverord-
nungsreport '88, Stuttgart 1988,
S.13

Solche Schlupflöcher lassen sich
nur durch eine europäische Export­
kontrollregelung verhindern. Zwei
weitere Gründe sprechen für eine
europäische Lösung:

Nicht alles gelöst

Die USA haben ein Exportverbot
für nicht zugelassene Arzneimittel
übrigens bereits seit den 30er Jah­
ren.

* Mit der Schaffung des europa1­
schen Binnenmarktes muß eine ein­
heitliche Lösung innerhalb der Ge­
meinschaft für Exporte gefunden
werden.

* Die Region ist der wichtigste
Pharmalieferant der Welt, über drei
Viertel aller Pharmaexporte stam­
men aus Europa. 2

Von uns befragte Experten vertre­
ten die Auffassung, daß der neue
Exportkontrollparagraph weitgehen­
de Eingriffsmöglichkeiten bietet. So
ist zwar nicht die fehlende Zu­
lassung allein Kriterium für die
Illegalität eines Exports, aber
"bedenklich" (so der Begriff im Ge­
setz) für die Dritte Welt könnten
auch bei :uns zugelassene Arznei­
mittel sein. Wir sind gespannt, wie
sich das Gesetz in der Praxis aus­
wirkt und werden die weitere Ent­
wicklung aktiv. verfolgen.

Europaweite Kontrolle nötig

Das Exportkontrollgesetz der Bun­
desrepublik kann nur ein erster
Schritt sein. Noch ist es für Firmen
relativ einfach, bei uns verbotene
Medikamente im europäischen. Aus­
land herzustellen und damit das
Exportkontrollgesetz zu umgehen.
So produziert Hoechst das bei uns
verbotene blutzuckersenkende
Phenformin in Italien und verkauft
es in Mexico.

Exportverbote können natürlich
nicht alle Probleme lösen. Die in
Länder der Dritten Welt ausgela­
gerte Produktion internationaler
Firmen läßt sich auf diese Weise
nicht kontrollieren. Zum anderen
ist das Medikamentenangebot in der
Bundesrepublik alles andere als
vernünftig. So. werden jährlich bei
uns für fünf Milliarden DM Arznei­
mittel mit umstrittener Wirksamkeit
zu Lasten der Krankenkassen ver­
schrieben. Das sind knapp ein
Drittel aller Rezepte.3 Ähnliches
gilt - wenn auch zum Teil in. we­
sentlich geringerem Maße - für an­
dere Industrieländer. Solche Irra­
tionalitäten behindern die Durch­
setzung einer vernünftigen Medika-

.mentenversorgung in der Dritten
Welt. JS
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